
  

 

 

 

 

 

An das 
Mitglied des Deutschen Bundestages 
Frau Anke Domscheit-Berg 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
 
 

 Bundesministerium der Justiz, 11015 Berlin 
 

 
 

 

 

  Benjamin Strasser MdB 
  Parlamentarischer Staatssekretär 

  beim Bundesminister der Justiz   
 

  

  

  
  

 

 

 

 

 

Betr.: Ihre Schriftliche Frage Nr. 10/217 vom 17. Oktober 2022 
 

 

Sehr geehrte Frau Kollegin, 

 

Ihre o. a. Frage beantworte ich wie folgt: 

 

Frage Nr. 10/217: 

 

Warum setzt sich die Bundesregierung in den Verhandlungen zur EU KI-Verordnung dafür 

ein, dass KI-Anwendungen der öffentlichen Verwaltung durch gesonderten Rechtsakt oder 

ein gesondertes Kapitel der KI-Verordnung reguliert werden sollen, wie es die Bundesregie-

rung in der Stellungnahme „KI-Regulierung – stärkere Berücksichtigung von Besonderheiten 

der öffentlichen Verwaltung insbesondere im Sicherheits- und Migrationsbereich“ 

(BReg-Dok 272/2022) formuliert, und wie unterscheiden sich nach Auffassung der Bundes-

regierung die jeweiligen Vor- und Nachteile einer Regulierung von KI-Anwendungen der öf-

fentlichen Verwaltung in einem gänzlich gesonderten Rechtsakt im Vergleich zu einer Regu-

lierung in einem gesonderten Kapitel der KI-Verordnung? 
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Antwort: 

 

Die Bundesregierung strebt die Regulierung von Künstlichen Intelligenz-Systemen 

(KI-Systeme) an und unterstützt den europäischen Artificial Intelligence Act (AI Act). Dies 

umfasst auch die rasche und zeitgleiche Regulierung von KI-Systemen für die öffentliche 

Verwaltung, einschließlich der Bereiche der Sicherheits-, Migrations- und Asylbehörden so-

wie Steuer- und Zollverwaltung (einschließlich Financial Intelligence Unit (FIU)). 

 

Die besonderen Belange der staatlichen Tätigkeit der vorgenannten Behörden werden durch 

den Entwurf der Kommission jedoch nicht in jeder Hinsicht hinreichend berücksichtigt. Es ist 

schwierig, den besonderen Belangen dieser Behörden sowie den für hoheitliche Maßnah-

men geltenden grundrechtlichen Anforderungen im Rahmen der primär privatrechtlich- und 

binnenmarktorientierten Vorschriften des Vorschlags für den AI Act vollständig gerecht zu 

werden. Die Erfüllung staatlicher Aufgaben muss gewährleistet bleiben und gleichzeitig die 

unmittelbare Grundrechtsbindung der staatlichen Verwaltung Beachtung finden. Notwendige 

diverse Einzelausnahmen /-anpassungen in den Einzelvorschriften des aktuellen Verord-

nungsentwurfs können zu Rechtsunsicherheit bei den Normadressaten führen.  

 

Aus Sicht der Bundesregierung kann den Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung (ins-

besondere von Sicherheits-, Migrations- und Asylbehörden sowie der Steuer- und Zollverwal-

tung einschließlich FIU) durch einen separaten, gesonderten Technologierechtsakt oder je-

denfalls durch ein gesondertes Kapitel in der Verordnung mit jeweils abschließendem Rege-

lungsinhalt besser Rechnung getragen werden. Für die Bundesregierung ist es dabei nicht 

entscheidend, ob entsprechende Regelungen in einem separaten Kapitel im Entwurf des 

europäischen AI Acts oder zeitgleich in einem eigenständigen Rechtsakt erfolgen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 


